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«CHMedia sollte
sichvomKatzen-
tischdergrossen
Medienkonzerne
verabschieden.»

Interview: Stefan Schmid

LesenSie eineTageszeitung, oder
klickenSie sichdurchs Internet?
Peter Weigelt: Vorweg, man kann sich
auch bewusst durchs Internet klicken.
Persönlich lese ich das «St.Galler Tag-
blatt» und die NZZ online, während ich
von der «Weltwoche» und diversen
Fachzeitschriften die Printausgabe
abonniert habe.

DieMedien sindunterDruck:
Zeitungenwerdenzusammenge-
legt, Stellenabgebaut, diedigitale
Transformation ist eineHerausfor-
derung.KannmanmitMedien
nochGeldverdienen?
Die vier grössten Medienhäuser der
Schweiz erzielten selbst im Coronajahr
einen operativen Gewinn von 270 Mil-
lionen Franken. Da kann man wohl
kaum von einer Krise sprechen.

DieseGewinnekommenmeist
nicht ausdemZeitungsgeschäft.
Das ist richtig. Deshalb heisst Ihr
Unternehmen auch CH Media AG und
nicht CH Presse AG. Die klassische Ta-
geszeitung ist unter Druck. Es findet ein
technologischer und gesellschaftlicher
Strukturwandel statt. Darauf reagierten
die grossen Verlagshäuser. Sie fassten
Radio, TV, Print und Online zusam-
men. Und wie die Zahlen beweisen,
funktioniert das Geschäft auch unter
diesen neuen Voraussetzungen unver-
ändert sehr gut.

DieWerbeeinnahmen,dieden
Journalismus starkmitfinanziert
haben, sind inden letzten fünfzehn
Jahreneingebrochen.Und imNetz
ist dieZahlungsbereitschaft gering.
TX Group und Ringier verdienen Mil-
lionen mit ihren Online-Plattformen
wie Ricardo, Homegate oder Scout24.
Der Zusammenschluss dieser Plattfor-
men in eine gemeinsame Firma wird
mit gegen 3 Milliarden Franken bewer-
tet. Allein für die Verlegerfamilie Supi-
no/Coninx bedeutete dies im August
innert zehn Tagen 500 Millionen
steuerfreien Kapitalgewinn. Früher wa-
ren die Einnahmen aus Anzeigen, die
heute auf diesen Plattformen erschei-
nen, die Inserate-Erträge der Tageszei-
tungen. Heute fehlen diese Einnahmen
den gedruckten Titeln. Mit anderen
Worten, die Verleger bluteten ihre Ta-
geszeitungen gezielt aus. Und nun for-
dern sie Subventionen für ihre gedruck-
ten Titel. Ein durchsichtiges Manöver.

CHMedia, dieHerausgeberin
dieserZeitung, besitzt nurwenige
Plattformen,mitwelchendie
Redaktionenquersubventioniert
werdenkönnten.
Genau hier liegt die Chance für CH Me-
dia mit den 4 Medienkanälen in 13 Kan-
tonen, an 45 Standorten und mit über
80 Marken. Diese Breite und Vielfältig-
keit bietet Möglichkeiten, die sonst
keine andere Mediengruppe in der
Schweiz hat. Nur, man muss diese
Chancen aktiv nutzen und nicht nur Be-
stehendes optimieren. Der neue Strea-
mingdienst «Oneplus» von CH Media
ist dazu ein spannender neuer Ansatz.

WiesollenkleinereVerlage Journa-
lismusfinanzieren?
Die kleinen und mittleren Verlage, zu
welchen ich strukturell auch CH Media
zähle, sollten sich zusammenschliessen
und gemeinsam lokale Online-Platt-
formen aufbauen. Es gibt viele Inseren-
ten, die auf eine einzelne Region fokus-
siert sind und nicht auf nationalen oder
gar internationalen Plattformen inse-
rierenwollen.CHMedia sollte sichvom
Katzentisch der grossen Medienkon-
zerne verabschieden und sich als Lea-
der der kleinen und mittleren Verlage
profilieren. Das würde die Schweizer
Medienlandschaft mehr bewegen als
jede noch so grosszügige staatliche Me-
dienförderung.

Damit lassen sichmittelfristig
nichtwieheute80 Journalistinnen
und Journalisten für eineRegion
wiedieZentral- undOstschweiz
oderdieNordwestschweiz
finanzieren.
Es ist zu akzeptieren, dass der Struk-
turwandel vor unseren Redaktions-
stuben nicht haltmacht. Auch die Art
und Weise, wie Tageszeitungen pro-
duziert werden, muss man überden-
ken. Gleichzeitig gilt es festzuhalten,
dass von Bundesbern keine effektive
regionale und lokale Medienförde-
rung kommen kann. Der Geldsegen
von ganz oben bleibt immer in den
grossen Taschen hängen und erreicht
die Kleinen nie. Wenn lokale und re-
gionale Medienförderung angesagt
ist, so liegt diese in der Verantwortung
der Kantone.

Braucht esüberhauptnocheine
«AppenzellerZeitung»oder eine
«UrnerZeitung»?
Das entscheiden die Leserinnen und
Leser. Wenn sie die Zeitungen nicht
mehr abonnieren, dann müssen diese
auch nicht mehr produziert werden.
Daran ändert auch das jetzt vorge-
brachte Demokratie-Förder-Argument
der Befürworter nichts. Denn bereits
heute sind nicht einmal 15 Prozent der
Bürgerinnen und Bürger bereit, für Me-
dien zu bezahlen.

DasNein-Komiteebehauptet, die
MediengeratendurchdiesesPaket
inAbhängigkeit vomStaatund
würdennichtmehrkritischberich-
ten. Ist dasnicht andenHaaren
herbeigezogen?DasmeisteGeld
fliesst janur indirekt zudenMe-
dien – via verbilligteZustelltarife.
Das höchste Gut der Medien ist ihre
Glaubwürdigkeit. Diese wird beschä-
digt, wenn nur schon der Eindruck ent-
steht, man überlebe nur dank staatli-
cherUnterstützungsmassnahmen.Dies
gilt erst recht, wenn der Löwenanteil
der Subventionen in die Taschen der
vier grossen Medienkonzerne fliesst.
Während der siebenjährigen Laufzeit
wären dies über 600 Millionen Fran-
ken. Wenn wir Medien fördern wollen,
darf man nicht die «Berichterstattung»
subventionieren, sondern muss die Le-
serinnen und Leser unterstützen. Zum
Beispiel mit Gutscheinen, mit denen
jeder seine «Wunschzeitung» abonnie-
ren kann.

ImMedienpaket ist eineOnline-
Förderungenthalten, die sicham
Markt orientiert.Wer zahlende
Kundenhat, profitiert.Das ist
docheinwettbewerbsorientierter
Ansatz?
Hier muss ich als ehemaliges Mitglied
derVerfassungskommissionetwasklar-
stellen. Das ohne Vernehmlassung ins
Paket hineingeschmuggelte Gesetz
über die Förderung der Online-Medien
ist verfassungswidrig. Dieser offene
Verfassungsbruch war für mich die
Hauptmotivation für das Ergreifen des
Referendums. Zu Ihrer Frage: 83 Pro-
zent der Bevölkerung informieren sich
auf Gratis-Plattformen. Zahlschranken
haben heute fast ausschliesslich Zei-
tungsverlage, die ihre Inhalte über das
Internetein zweitesMalverwerten.Das
Medienpaket subventioniert damit
auch hier die Grossen, auf Kosten des
Wettbewerbs und damit von jungen,
innovativen Angeboten.

OhnezahlendeKundenwirdes
kaummehrBerichteüberkantona-
le oder lokalePolitik,Kulturund
Sport geben.WollenSiedas?
Ich habe bereits darauf hingewiesen,
dass es nicht Sache des Bundes ist, kan-
tonale und lokale Berichterstattung zu
finanzieren. Auch in diesem Zusam-
menhang muss das Subsidiaritätsprin-
zip gelebt werden. Wenn Handlungs-
bedarf besteht, dann ist dies Sache der
Kantone. Auf Gemeindeebene sehen
wir diese «Selbsthilfe» bereits heute
vielerorts in Form von beliebten und
informativen Gemeindeblättern.

Gemeindeblätterwerdenoft staat-
lichfinanziert.DieFolgedavon ist
PR,nicht Journalismus.
WennGemeindeblättermitöffentlichen
Mitteln unterstützt werden, so werden
dieseMittelanderGemeindeversamm-
lung beschlossen. Es ist also der Bürger
selbst, der diesen Beschluss fasst und
diesen auch jederzeit wieder in Frage
stellen kann. Demokratischer geht es
nicht. Eine ergänzende Bemerkung sei
erlaubt. Bei den Gemeindeblättern set-
zen Sie «staatlich finanziert» mit PR
statt Journalismus gleich. Da stellt sich
schon die Frage, weshalb «staatlich fi-
nanziert» bei den grossen Medien eine
andere Wirkung haben soll.

Nochmals: Ist es egal,wenn inden
KantonennichtmehrüberPolitik
undKulturberichtetwird?
Nein, aber dafür braucht es nicht zwin-
gend eine traditionelle, gedruckte Zei-
tung. Warum Journalismus nur auf ge-
drucktem Papier stattfinden kann, ist
mir schleierhaft. Vor allem auch mit
Blick auf die vielen neuen, attraktiven
und günstigen Medienformate, deren
Entwicklung noch lange nicht abge-
schlossen ist.

Viele attraktiveMedien?Wer
machtdasdennheute inverlässli-
cher journalistischerQualität?
Es gibt in der Schweiz zahlreiche priva-
te TV- und Radio-Sender, Fachmedien
und Online-Portale, die Qualitätsarbeit
leisten. Auch für «Die Ostschweiz»
nehmen wir dies in Anspruch. Im Übri-
gen ist es immer eine Frage des Blick-
winkels, wie «verlässliche journalisti-
sche Qualität» definiert wird.

Siehabenbei IhremPortal«Die
Ostschweiz»drei festangestellte
Journalisten.Damit kannman
keinen journalistischenService
publicmachen.
Da haben Sie recht. Aber wir haben we-
der den Auftrag noch die Absicht, einen
«medialen Service public» zu erbrin-
gen. Unsere Zielsetzung ist es, eine of-
fene Plattform für Fakten, Meinungen
und Hintergründe zu sein. Dabei zäh-
len wir auf viele Autorinnen und Auto-
ren, die für uns schreiben und immer
wieder neue Perspektiven und Über-
raschendes einbringen.

Das ist keinErsatz für eineklassi-
sche, regionaleTageszeitung.

Das stimmt. Aber wenn klassische Re-
gionalzeitungen nicht mehr nachge-
fragt werden, muss man diese auch
nicht kopieren. Die Akzeptanz regiona-
ler Online-Plattformen wie zum Bei-
spiel «Hallo Wil» beweist, dass Alter-
nativen möglich und gefragt sind.

Staatspolitisch ist esdochvon
Bedeutung, dassdieBürgerinnen
undBürger gut informiert sind?
Einverstanden. Das ändert aber nichts
an der Tatsache, dass diese Information
primär über den Markt bereitgestellt
werden muss. Zudem haben wir mit der
SRG bereits ein Staatsunternehmen,
das schweizweit einen entsprechenden
Leistungsauftrag hat. Dazu kommen
die mit einem Leistungsauftrag ausge-
statteten privaten, aber staatlich finan-
zierten TV- und Radio-Sender.

DiekleinenMedienanbieter sind
oft abhängig vonwenigenprivaten
MillionärenwieKonradHummler
oderChristophBlocher,welche
dafür sorgen, dasspolitischge-
nehmberichtetwird.
Es ist sicher anzustreben, dass die Trä-
gerschaft breit abgestützt ist. Die Reali-
tät in der Schweiz sieht aber anders aus.
Alle grossen Medienhäuser sind im
Mehrheitsbesitz von steinreichen Ver-
legerfamilien. Aber lassen Sie mich
noch etwas zur politischen Stossrich-
tung der Mainstreammedien anfügen.
Diese ist klar links und mit Bezug auf
den Staat nur noch verlautbarend. Ge-
wisse Meinungen kommen gar nicht
mehr vor, werden totgeschwiegen. Die
Folge ist ein zunehmendes Misstrauen
in der Bevölkerung gegenüber den Kon-
zernmedien.

Das sindBehauptungen.Bringen
Siebitte konkreteFakten.
Die Coronapandemie zeigt, wie nahe
viele Journalistinnen und Journalisten
bei Bundesbern sind. Bundesrat Berset
wurde zu einem Nationalheiligen hoch-
geschrieben, während seine unhaltba-
ren Eskapaden rund um eine ausser-
eheliche Liebschaft kaum eine Zeile
wert waren. Wo blieb da die kritische
Distanz zum Staat?

Esgibt vieleBerichte in zahlreichen
Medien, die sichkritisch-distan-
ziertmit demBAGundBundesrat
Berset auseinandersetzen – auch
beiCHMediaübrigens.
Ich bin sicher, dass die Bürgerinnen und
Bürger sehr gut selbst beurteilen kön-
nen, was aktuell abläuft. Viele Medien
haben sich von ihrer Aufgabe als vierte
Gewalt im Staat verabschiedet. Nie-
mand beisst die Hand, die ihn füttert.
Wenn Bundesrat Berset für die Lancie-
rung eines neuen Ringier-Produkts
nach Zürich reist, sich lässig mit dem
Ringier-CEO ablichten lässt und das
neue Produkt bereits bei der Erstaus-
gabe als das «Qualitätsmedium» hoch-
leben lässt, dann stimmt etwas im Staa-
te Schweiz nicht mehr. Kritik von ande-
ren Medien? Fehlanzeige.

Sie setzenaufdenMarkt.Dann
aberbleibt eineumfassendeme-
dialeVersorgungkünftigden
Städtenvorbehalten. InRandregio-
nengehendieLichter aus.
Das hat mit dem Medienpaket rein gar
nichts zu tun, da von den geplanten
Subventionen primär die grossen Zür-
cher Medienkonzerne profitieren. Die
Kleinen erhalten, wenn überhaupt, ei-
nige Almosen aus dem Topf der Online-
Förderung. Dass sich die Kleinen als
Alibi missbrauchen lassen, ist für mich
unverständlich. Nicht Facebook und
auch nicht Google trocknen den regio-
nalen und lokalen Inseratemarkt aus,
sondern TX Media und Ringier mit
ihren Online-Marktplätzen. Eigentlich
müssten gerade die regionalen und lo-
kalen Medien die Parole «Keine Steuer-
milliarden für Medienmillionäre» auf
ihre Fahnen schreiben.

Peter Weigelt: «Berset wurde zu einemNationalheiligen hochgeschrieben.» Bild: Michel Canonica

«Die Verleger
bluteten ihre

Zeitungen
aus»

Am 13. Februar entscheidet
das Volk über zusätzliche

Subventionen für die
Medienbranche.

Alt FDP-Nationalrat
Peter Weigelt steht an der

Spitze der Gegner.


